
In der gestrigen Sitzung des Mi-
nisterrates wurde der neue Geset-
zesvorschlag gutgeheißen. Er
wird jetzt die übliche Prozedur
durchlaufen.

Der jetzigen Einigung waren in-
tensive Gespräche zwischen Re-
gierung und den Parteien voraus-
gegangen, nachdem Braz seinen
Vorschlag bereits im Oktober
letzten Jahres vorgelegt hatte.
Ehe dieser Vorschlag auf den
normalen parlamentarischen
Weg geschickt wurde, wollte die
Regierung vor allen Dingen den
Oppositionsparteien die Mög-
lichkeit bieten, diesen zu kom-
mentieren und zu diskutieren.

Mit „déi Lénk“, der ADR und
der CSV sei der Konsens gesucht
worden. Wobei ganz besonders
die CSV angesprochen war, die
einen eigenen Gesetzesvorschlag
zum Nationalitätsgesetz vorge-
legt hatte, der sich in einigen
Punkten von dem der Regierung
unterschied.

Nach mehreren Treffen mit den
Parteien konnte dann diese Wo-
che ein allgemeiner Konsens ge-
funden werden.

Das Gesetz sei angesichts der
speziellen Situation in Luxem-
burg von großer Bedeutung, so
Braz gestern nach der Sitzung.
Bereits jetzt liegt der Anteil der
im Lande wohnenden Nicht-Lu-

xemburger bei über 46%. Dies
bei einem jährlichen Nettozu-
wachs der Bevölkerung von rund
10.000 Einwohnern.

Unstimmigkeiten hatte es vor
allen Dingen bei vier Punkten des
Regierungsprojektes gegeben.

Als wichtigste Neuerung, die
auch die meisten Leute betrifft,
gilt die Einführung des Boden-
rechts der ersten Generation.
Weitere Änderungen gegenüber
der Regierungsvorlage gab es vor
allen Dingen bei den Sprachen-
tests.

Gleich nachdem Minister Braz
über die Änderungen informiert
hatte, äußerte sich die CSV zum
Thema. Fraktionschef Claude

Wiseler , Co-Autor des CSV-eige-
nen Gesetzesprojektes, begrüßte
die Einigung. Für seine Partei, die
beim Referendum gegen das
Wahlrecht für Nicht-Luxembur-
ger plädiert hatte, weil dieses an
die Nationalität gebunden sein
sollte, sei immer mit einem ver-
einfachten Zugang zur Nationali-
tät einverstanden gewesen, so
Wiseler. Mit dem Kompromiss
beim Sprachentest sei man zu-
frieden.

Dass Vorschläge vom Tisch sei-
en wie z.B. die Möglichkeit, nach
acht Jahren Aufenthalt ohne
Sprachkurs die Nationalität zu
erlangen, oder dass es für Leute
über 75 Jahre ebenfalls keines
Sprachtests bedürfe, bzw. Aus-
nahmeregelungen für Flüchtlinge
oder Nicht-Luxemburger im Be-

amtendienst wird von der CSV
begrüßt. Die ADR ihrerseits, auf
deren Vorschlag die Sonderege-
lung für Leute im Militärdienst
zurückgeht, bleibt jedoch gegen
die Reform. Ihr gehen die Ände-
rungen bei den Sprachentests
nicht weit genug. Zudem sei die
Residenzklausel beim Boden-
recht mit fünf Jahren zu kurz.

„déi gréng“ begrüßen den Kom-
promiss, der es Luxemburgern
und Nicht-Luxemburgern ermög-
liche, sich näherzukommen. Die
LSAP zeigt sich erfreut, dass alle
Punkte ihres Wahlprogramms
zum Thema berücksichtigt wor-
den seien. Die Nationalität werde
nicht ausverkauft. Es werde ein
Weg geebnet zu einer vollständi-
gen Integration in die nationale
Gemeinschaft.

Serge Kennerknecht

Konsens beim Nationalitätsgesetz

Am nächsten Montag wird
Justizminister Felix Braz die
Details vorstellen. Doch
bereits gestern konnte die
Regierung beim
Nationalitätsgesetz mit der
CSV eine Einigung über die
noch strittigen Punkte
erzielen.

MINISTERRAT Regierung erzielt Kompromiss mit größter Oppositionspartei
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Justizminister Felix Braz
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Die frühere Bauten- und Kul-
turministerin Maggy Nagel
wird „premier conseiller“ im
Wirtschaftsministerium. Sie
ist zuständig für die luxem-
burgische Beteiligung an der
Weltausstellung in Dubai im
Jahre 2020. Nagel sei die
richtige Person, so Premier
Xavier Bettel. Dubai sei be-
reits jetzt Luxemburgs erster
Wirtschaftspartner in der
Golfregion.

Maggy Nagel
wird Beamtin

 Das Bodenrecht der ersten
Generation wird eingeführt.
Kinder, die in Luxemburg ge-
boren sind und von denen ein
Elternteil bereits seit einem
Jahr legal im Lande lebt, erhal-
ten die Luxemburger Nationa-
lität, wenn sie 18 Jahre alt wer-
den. Sie müssen vorher fünf
Jahre lang in Luxemburg ge-
wohnt haben. Die Nationalität
wird ihnen bei 18 Jahren auto-
matisch zugestanden, d.h. die
Verwaltung stellt ihnen Pass
oder Ausweis zu. Sie können
die Nationalität jedoch auch
bereits im Alter von 12 Jahren
beantragen. Auch hier gilt die
Klausel von fünf Jahren.
 Bei der klassischen Naturali-

sation für Erwachsene wird die
Residenzklausel von sieben auf
fünf Jahre gesenkt. Verlangt
wird der Nachweis des Beherr-

schens der luxemburgischen
Sprache auf dem Sprachniveau
A2. Wer dies nicht schafft,
kann dies mit einer guten Note
beim Verstehen der Sprache
(auf dem höher liegenden Ni-
veau B1) kompensieren. Zu-
sätzlich muss der 24-stündige
Kurs „Mieux vivre ensemble“
besucht werden.
 Wer eine/n Luxemburger/in

heiratet, kann die Nationalität
beantragen, ohne Residenz-
klausel, wenn er in Luxemburg
wohnt und den Sprachentest
besteht. Bei Paaren, die im
Ausland wohnen, gilt eine drei-
jährige Klausel.
 Wer mehr als 20 Jahre lang in

Luxemburg wohnt, kann die
Nationalität beantragen. Er
muss einen 24-stündigen Lu-
xemburgisch-Kurs besuchen.
Ein Test findet nicht statt.

Der Vier-Punkte-Kompromiss

Die Polizei durchsuchte am
Dienstag die Geschäftsräume des
„Fonds du logement“ (FDL). Die
Beamten waren auf der Suche
nach fehlenden Dokumenten zu
Grundstücksverkäufen.

Die Durchsuchung fand im
Rahmen der „Affäre Miltgen“
statt, die sich letztes Jahr im
Frühjahr zutrug. Fünf Beamte
durchsuchten die Geschäfts-
räume des FDL. Dies meldete
die Zeitschrift Paperjam gestern
Vormittag auf ihrer Internetsei-
te.

Die Dokumente sollen Aus-
kunft über drei Abkommen mit
privaten Bauträgern geben. Sie
beziehen sich auf Grundstücks-
verkäufe in Oberkorn, Nieder-
feulen und Mamer, bei denen der
FDL Teilbebauungspläne (PAP)
mit privaten Bauträgern aushan-
delte. Damals noch unter der Lei-
tung des FDL-Direktors Daniel
Miltgen.

Bei dem Grundstücksgeschäft
in Oberkorn ging es darum, dass
der FDL das Grundstück weit
unter dem Marktwert kaufte und
daraufhin eine Konvention mit
einem Bauträger einging. Die an-
deren beiden Geschäfte in Nie-
derfeulen und Mamer sollen ähn-
lich abgelaufen sein.

Ob diese Dokumente nun wirk-
lich strafrechtlich von Bedeutung
sind, wird sich in der nächsten
Zeit herausstellen.

Durchsuchung in
„Affäre Miltgen“

Auch wenn Flüchtlinge nur einen
kleinen Teil der Migranten dar-
stellen, spielten sie zu Beginn des
vom „Comité de liaison des asso-
ciations d’étrangers“ (CLAE) ver-
anstalteten Rundtischgespräches
eine dominante Rolle.

Die Diskussionsteilnehmer gin-
gen anfangs auf die Prozedur ein,
welche ein Asylbewerber in Lu-
xemburg durchlaufen muss. Von
einem maximal 48-stündigen
Aufenthalt in der Erstaufnahme-
einrichtung in den Ausstellungs-
hallen auf Kirchberg über einen
kurzzeitigen Aufenthalt in einem
Erstauffangzentrum bis hin zu ei-
nem längeren Aufenthalt in ei-

nem Flüchtlingsheim: alle Dis-
kussionsteilnehmer waren sich
einig, dass es keine perfekte Pro-
zedur und auch kein ideales
Flüchtlingsheim gebe, allerdings
würden Organisationen wie das
Rote Kreuz oder Caritas sowie
das Integrationsamt OLAI für ei-
ne unter den aktuellen Umstän-
den bestmögliche administrative
und soziale Unterstützung sor-
gen. Yves Schmidt von der Cari-
tas äußerte vor diesem Hinter-

grund dennoch Kritik. Er ver-
misst „eine klare Strategie der lu-
xemburgischen Regierung“. Mit
welchen personellen und finan-
ziellen Mitteln die Nichtregie-
rungsorganisationen im Bereich
der Betreuung von Flüchtlingen
in Zukunft rechnen können, sei
unklar.

Anne Amoyel vom OLAI wies
ihrerseits auf eine Chance hin,
die sich durch die Flüchtlingskri-
se biete: „Die Krise sollte als

Möglichkeit verstanden werden,
die Art und Weise der Integrati-
onspolitik zu überdenken.“ An-
gesichts der Anzahl der nach Lu-
xemburg kommenden Flüchtlin-
ge und einer Gesellschaft, die im-
mer heterogener werde, sei es an
der Zeit, eine gemeinsame Strate-
gie für staatliche Institutionen
und Nichtregierungsorganisatio-
nen auszuarbeiten, um die Inte-
gration aller Migranten zu er-
leichtern.

Damien Valvasori

Integration: Flüchtlingskrise als Chance sehen

In den letzten Jahren ist in
Luxemburg eine steigende
Tendenz der Immigration zu
vermerken.
Allein im vergangenen Jahr
war das Großherzogtum für
circa 19.500 Migranten der
Zielort. Hiervon haben knapp
2.500 Menschen den
Flüchtlingsstatus beantragt.
Welche Perspektiven und
welche Herausforderungen
hiermit verbunden sind,
wurde gestern im Rahmen
des „Festival des migrations“
erörtert.

FESTIVAL DES MIGRATIONS Diskussion über Situation in Luxemburg
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Jill Terres, Yves Schmidt, Antoni Montserrat, Furio Berardi, Anne Amoyel und Laura Zuccoli
(v.l.n.r.) diskutierten über die Migration in Luxemburg
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Kristel Pairoux
Texte tapé à la machine
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